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Erläuterung zu Vorschlag 
positive /negative Auswirkungen

2010 2011 2012 2013 2014

2015 und 

Folgejahre 

jeweils

Summe

2010 - 2015 ff.
Sachstand FB 15.09.2010 Auswertung FB 2  15.09.2010  Sachstand FB 15.11.2010 Auswertung FB 2  15.11.2010  

(ohne finanz. Aspekte)

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22

2
Reduzierung von 
Sitzungsterminen

 1.01.01 BM 1 x

Die Anzahl der Ausschüsse wurde mit Beginn der laufenden 
Wahlperiode überprüft. Der Bürgermeister schlägt vor, jeweils 
eine Sitzung pro Gremium einzusparen. Reduzierung 
Sitzungsgeld und Personaleinsparungen.

Verschlechterung Bürgerservice, größerer
Abstand der Situngstermine, Entscheidungen werden 
evtl. verzögert

           6.500   6.500 6.500 6.500 6.500 32.500
Mit der Aufstellung des 
Sitzungskalenders 2011 wird 
die Maßnahmen umgesetzt.

in Arbeit unverändert zum 15.09.2010 in Arbeit

4
Optimierung des Einsatzes von 
Dienstfahrzeugen

 1.01.06 BM 1 3, 5, 6
Dienstwagenbestand um ein Dienstfahrzeug reduzieren; 
Benutzung privateigener PKW

1.000 3.500 3.500 3.500 3.500 3.500 18.500

Für 2010 vorgesehene 
Einsparpotentiale sind in der 
Umsetzung.
2011-2015 = Abbau Fuhrpark 
um 1-2 Fahrzeuge mit geringer 
Kilometerlaufleistung.

in Arbeit unverändert zum 15.09.2010 in Arbeit

Reduzierung Telefonkosten  1.01.06 BM 1 X
Bereits in 2008 konnte durch einen neuen Vertragsabschluss die 
Kosten der Miete für die Telefonanlage im Jugendamt um 5.500 
€ gesenkt werden.

offen

6
Reduzierung der Kosten für 
Porto und Postzustellservice – 
bereits umgesetzt –

 1.01.06 BM 1 X
Einsparung im Bereich Porto / Zustellservice in Höhe von 7 % 
durch Inanspruchnahme der Sammeleinlieferung über postcon.

offen offen

7

Abwicklung der Beschaffung 
für alle städt. Einrichtungen 
über Zentrale 
Beschaffungsstelle

 1.01.06 BM 1
Prüfung, inwieweit mit einer konsequenten zentralen 
Beschaffung für alle städtischen Einrichtungen ggf. gemeinsam 
mit Nachbarkommunen zu Kosteneinsparungen erzielt werden

offen offen

8

Konsolidierung Papier-Output-
Kosten durch all-inklusiv 
Mietvertrag für Kopierer und 
Drucker (Seitenpreis beinhaltet 
Kosten für Miete, Wartung 
Service und 
Verbrauchsmaterial)

 1.01.06 BM 1 alle x

Bereits realisiert: Einsparung 20.000-25.000 €/Jahr auf Basis 
des Einstiegsjahres;  - Austausch sämtlicher im Eigentum 
befindlichen Drucker und geleasten Kopierer,  Großkopierer und 
Faxgeräte gegen Vertragsgeräte, - Vertragsgeräte stehen als 
Hardware inkl. Wartung und Verbrauchsmaterial (außer Papier) 
zur Verfügung, - Entfall sämtlicher Kosten im Bereich des 
Papieroutputs (außer Papier) gegen Seitenpreis, - die 
Kalkulation basiert auf dem Vergleichsjahr 2003. 

offen offen

9
Reduzierung des 
Papierverbrauchs
in der Verwaltung 

 1.01.06 BM 1 alle x

Reduzierung des Papierverbrauchs innerhalb der Verwaltung 
pauschal um 5 % durch Einführung neuer Techniken und 
Änderung des Nutzerverhaltens (Rathaus, ohne Schulen und 
Kita's); Einsparung: Papierkosten = 1.000 €/ Jahr, Druckkosten 
= 8.000 €/ Jahr. 
Papier- und Druckkosten für Rat etc. siehe auch entsprechende 
Vorschläge

9.000 9.000 9.000 9.000 9.000 9.000 54.000 unverändert zum 15.09.2010 in Arbeit

10

Reduzierung des
Papierverbrauchs
im Bereich „Ratspost“
und Amtsblatt 

 1.01.06 BM 1 X

Bereich "Ratspost". Die Auflagenhöhe Ratsunterlagen soll von 
140 auf 70 reduziert werden. Einsparungen: Papier  = 1.100 €, 
Druck:  9.000,00 €, Porto = 7.000 €, insgesamt 17.100 €.
Hinsichtlich öffentlicher Bekanntmachungen wird derzeit geprüft, 
ob durch eine andere Form der öffentlichen Bekanntmachung 
ggfls. Kosteneinsparungen von rd. 4.000 € zu erzielen sind.

keine direkte Information der stv. sachk. Bürger; 
weniger Exemplare für Fraktionen und Verwaltung

7.500 19.100 19.100 19.100 19.100 19.100 103.000 unverändert zum 15.09.2010 in Arbeit

11
Reduzierung des 
Papierverbrauchs im Bereich 
Haushaltsplan

 1.01.06 BM 1 2 X

Reduzierung der Auflagenhöhe des Haushaltsplanentwurfs von 
bisher 160 auf 90. Einsparung: Papier = 200 €, 
Druckkosten 2.100 €, insgesamt 2.300 €

1.750 2.300 2.300 2.300 2.300 2.300 13.250

Eine deutliche Reduzierung des 
Farbdruckvolumens soll durch 
ein restriktives 
Berechtigungskonzept sowie 
einer Kontigentierung der 
Farbdrucke erreicht werden. 
Ziel  Kosteneinsparung in 2010 
= 2.000 Euro, 2011-2015 
jährlich 7.000 Euro.

in Arbeit in Arbeit

12
optimierter Technikeinsatz bei 
Ratsunterlagen 

1.01.06
1.01.12

BM 1 x

Der Umstieg von Programm PV-Rat auf SESSION der Civitec 
ist ggf. eine Kosteneinsparung (Druck, Papier, Versand) 
möglich. Die exakten Rahmenbedingungen (insbesondere 
Kosten) sind mit Civetec noch zu erörtern. 

schnellerer und
kostenloser Versand
(Mail/Download)

Session ist bei Civitec bestellt; 
Installation wird im vierten 
Quartal 2010 vorgenommen. 
Ab 2012 Wegfall Pflege PV-
Internet und des hierfür 
vorgehaltenen gesonderten 
Internet-Servers bei Civitec

in Arbeit unverändert zum 15.09.2010 in Arbeit

13
Privatisierung 
Gebäudemanagement

1.01.09
1.01.15

BM 1 6

Unterliegt der pauschalen Annahme, dass Privatisierung 
Kostenersparnis bedeutet. Dies wäre fundiert zu belegen. In der 
Praxis haben sich solche Annahmen vielfach als Flop erwiesen.  
Insgesamt ist bei den Kommunen daher sogar eine Tendenz zur 
Rekommunalisierung v. Aufgaben zu erkennen. Richtig ist in 
jedem Fall eine Reduzierung der Aufgaben auf das 
"Kerngeschäft"

offen offen

14
Zusammenfassung Bürgerbüro 
/ Standesamt (Streichung 
Stelle GBL Standesamt)

 1.01.09 BM 1 3 x

Mit anstehendem Ausscheiden des GBL  Standesamt (Anfang 
2010) kann die Stelle nach einem Konzept zur Umorganisation 
(Zusammenlegung mit Bürgerbüro) entfallen 38.000 50.000 50.000 50.000 50.000 50.000 288.000

Maßnahme wurde im Mai 2010 
umgesetzt.

erledigt erledigt

15
Personalreduzierung unter 
Beibehaltung der 
Öffnungszeiten

 1.01.09 BM 1 3 x
Personalreduzierung/ Personalkosteneinsparung unter 
Beihaltung der Öffnungszeiten; erreichbar durch andere 
Dienstverteilung und geringere Personalbesetzung 

ggf. Verlängerung der Wartezeiten 37.000 37.000 37.000 37.000 37.000 185.000

Durch Aufwand im 
Zusammenhang mit neuem 
Personalausweis/ 
Mikrozensus/Übernahme 
Wahlen derzeit nicht 
realisierbar.

offen offen

17
Wegfall dienstfrei am 
Rosenmontag
(= Hebung Stellenpotenzial)

 1.01.09 BM 1 alle
Dienstbefreiung an Rosenmontag unter Anrechnung eines 
Urlaubstages o.ä. entspricht dem Potential 1 Vollzeitstelle

35.000 35.000 35.000 35.000 35.000 175.000
Ist umgesetzt:ab 2011 ist ein 
Urlaubstag einzusetzen.

erledigt erledigt

Konsolidierungsvorschläge 
beinhalten folgende 
Einsparungen:

1.) Büromaterial: 2010 = 
1.700 Euro, 2011 - 2015 
jährlich = 2.500 Euro 
Einsparungen durch 
Verbesserung der 
Einkaufskonditionen 
(Wechsel Lieferanten bzw. 
Liefermengen)

2.) Porto, 

Zustellgebühren: 2010 = 
3.000 Euro, 2011 - 2015 
jährlich = 7.800 Euro, 
Einsparungen durch 
Volumenreduzierung 
hauptsächlich im Bereich 
Ratspost und Amtsblatt.

3.) Druck-, Kopierkosten: 

Einsparungen bei 
Druckkosten können z. Zt. 
nicht durch 
Auflagenreduzierung 
erreicht werden, da insbes. 
Schwarz-/Weißdrucke 
aufgrund von vertraglichen 
Vereinbarungen bis zu 
einer Höchstgrenze 
pauschal abgerechnet 
werden. Diese 
Höchstgrenze wurde bisher 
i.d.R. nicht überschritten.
Realisierbare Maßnahme: 
Drastische Reduziereung 
der Arbeitsplatzdrucker von 

in Arbeit

Umsetzungsstand StatusberichteFinanzielle Auswirkungen auf Haushaltskonsolidierung

offen5

Konsolidierungsliste  -konsumtiv-  Umsetzbarkeit (ja)

Prüfung: Optimierung Telefonanlage/Handys - Providerwechsel? (Vergleichszahlen)

1 / 7
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positive /negative Auswirkungen

2010 2011 2012 2013 2014

2015 und 

Folgejahre 

jeweils

Summe

2010 - 2015 ff.
Sachstand FB 15.09.2010 Auswertung FB 2  15.09.2010  Sachstand FB 15.11.2010 Auswertung FB 2  15.11.2010  

(ohne finanz. Aspekte)

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22

Umsetzungsstand StatusberichteFinanzielle Auswirkungen auf Haushaltskonsolidierung
Konsolidierungsliste  -konsumtiv-  Umsetzbarkeit (ja)

19

Vorgabe für 
Personalkostenreduzierung  
bzw. pauschale 
Personalreduzierung mit 
Aufgabenabbau: Einsparung 
von 5% des Stundenvolumens 
in allen Fachbereichen 
innerhalb eines Jahres als 
Einstieg in die nachhaltige 
Diskussion von 
Leistungsstandards

 1.01.09 BM 1 alle x

Bei Realisierung des gesamten 5 % Stundenpotenziales: 
156.000 €, (Basis: Gesmatstunden ohne 
Kiga/Hausmeister/Schulen = 393.700 Std./Jahr davon 5 v.H. = 
19.685 Std. X Durchschnitt des Tarifs EG 8).
Dient als Vorgabe für eine nachhaltige Diskussion im Rahmen 
Aufgabenkritik. Realisierung eher langfristig, aber sukzessive 
Umsetzung möglich

Senkung Aufgabenstandard, ggf. Wegfall von Aufgaben 156.000 156.000 156.000 156.000 156.000 780.000
Konzept für FB'e befindet sich 
in Abstimmung.

in Arbeit unverändert zum 15.09.2010 in Arbeit

Reduzierung Gleichstellung von 
50 % auf 25 % Stellenanteil 
und Nutzung der freigesetzten 
Personalressourcen

 1.01.09 BM 1 x offen

24
externe Abwicklung der 
Beihilfebearbeitung

 1.01.09 BM 1

Übertragung der Bearbeitung der Beihilfe  an die Rheinische 
Versorgungskasse; die dadurch freigesetzten 
Personalkapazitäten werden durch konkrete Einsparung einer 
anderen Stelle im FB 1 eingespart. Die Personalkostenersparnis 
je Jahr beträgt 63.000 €. Die Kosten für die Berechnung der 
Beihilfe durch die RVK betragen je Jahr 11.000 €, verbleibt ein 
Nettoeinsparungen von 52.000 €/Jahr.

Verlängerung der Wartezeiten für die Erstattungen; kein 
persönlicher Kontakt in der Verwaltung

26.000 52.000 52.000 52.000 52.000 234.000

Ab Ende 2012 konkret 
umsetzbar mit Ausscheiden 
MA in GB-Personal.

offen offen

25
Wiedereinführung von Prämien 
für Verbesserungsvorschläge

 1.01.11 BM 1 alle
Vergütung anteilig der nachhaltig eingesparten Mittel. Ist mit 
Kommunalaufsicht abzustimmen, da Prämienzahlung eine 
freiwillige Leistung darstellt.

2.000 2.000 2.000 2.000 2.000 10.000

Mit der Kommunalaufsicht 
wurde abgeklärt, dass dort 
anhand eines konkreten 
Konzeptes geklärt wird, ob 
Zahlungen an MA zulässig 
sind.

in Arbeit unverändert zum 15.09.2010 in Arbeit

26
Einführung elektronischer 
Zahlungsverkehr

 1.01.12 BM 1 2, 3 x EC-Cash-Terminal in Bürgerbüro und/oder Kasse

Verbesserung Bürgerfreundlichkeit
verursacht zusätzliche Kosten für Geräte plus 
Transaktion plus ISDN-Leitung in Höhe von 1.000 
€/Jahr sowie zusätzlicher Personalaufwand aufgrund 
vermehrtem Buchungsaufkommen

Umsetzung wird von 2.2 
geprüft. Aktuelle 
Kostenschätzungen liegen GB 
1.5 z.Z. nicht vor.

in Arbeit unverändert zum 15.09.2010 in Arbeit

27
Keine Einführung 
elektronischer 
Bauaktenarchivierung

 1.01.12 BM 1 6 x

Aus Gründen der Rechtssicherheit sind derzeit die Papierakten 
beizubehalten.
Einsparung einmaliger Kosten von 62.000 €, wobei diese in 
Höhe von 35.000 € für den Hardwareanteil im Rahmen der 
Nutzungsdauer alle 5 Jahre zusätzlich anfallen sowie laufender 
Kosten von 23.000 € /Jahr

Die Kapazitäten des Archivs werden in absehbarer Zeit 
erschöpft sein. Der Einsparung stehen nicht 
bezifferbare Personal- und gebäudewirtschaftliche 
Kosten gegenüber; Einnahmemöglichkeiten durch 
Verkauf digitalisierter Akten entfallen. Die 
Kosteneffizienz der Alternativen ist in einer 
Wirtschaftlichkeitsberechnung zu ermitteln. Die 
Umstellung auf digitale Bauaktenarchive schreitet in 
NRW wegen der damit verbundenen Effizienz- und 
Rationalisierungseffekte voran. In Bornheim wird der 
Entwicklung digitaler Bearbeitung und Antragstellung 
zunächst nicht umgesetzt. 

85.000 23.000 23.000 23.000 58.000 212.000
Projekt wird nicht umgesetzt. 
Die Projektansätze sind auf 
Null reduziert.

erledigt erledigt

28
Optimierung der Nutzung von 
(PC-) Arbeitsplätzen, Teil 1

 1.01.12 BM 1 alle x

Die Arbeitsplätze, die dauerhaft mit Rechner ausgestattet sind, 
an denen jedoch nur sporadisch Praktikanten/Auszubildende 
eingesetzt werden, soweit möglich reduziert werden. 
Einsparpotential: ca. 2.000 €  je Rechner für Hard- und 
Software.

Optimierter Personaleinsatz und effektivere Nutzung 
Büroräume
weniger Flexibilität 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000

je AP
-2000

10.000 offen offen

29
Optimierung der Nutzung von 
(PC-) Arbeitsplätzen, Teil 2

 1.01.12 BM 1 alle x

Büroräume, in denen zwei Teilzeitkräfte mit gleichen 
Arbeitszeiten tätig sind, sind mit zwei kompletten EDV-
Ausstattungen eingerichtet, obwohl sie zeitweise nicht genutzt 
werden. Bei optimaler Abstimmung der Arbeitszeiten könnten 
sich zwei Teilzeitkräfte eine EDV-Ausstattung teilen, dies hätte 
eine Reduzierung der Rechner/Monitore zur Folge. 
Einsparpotential: ca. 2000 € je Rechner für Hard- und Software

Optimierter Personaleinsatz und effektivere Nutzung 
Büroräume
Reduzierung familienfreundlicher Arbeitszeitregelungen. 
Schlechterstellung weiblicher Teilzeitkräfte bei 
Arbeitszeitregelungen

2.000 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000 12.000 in Umsetzung in Arbeit unverändert zum 15.09.2010 in Arbeit

Reduzierung EDV-Ausstattung 
in der Stadtbücherei

 1.01.12 BM 1 10 x
Reduzierung der Hard- und Softwareausstattung auf das 
Mindestmaß. 

in Arbeit

31
Einsparung Energiekosten im 
EDV-Bereich

 1.01.12 BM 1 x

Energieeinsparung durch turnusmäßigen Austausch der 
Röhrenmonitore gegen Flachbildschirme sowie älterer Server 
und Netzkomponenten von rd. 7.800 €/ Jahr; Maßnahme ist 
bereits in der Umsetzung und im Haushaltsplanentwurf 2010 
berücksichtigt.
Maßnahmen zur Optimierung des Nutzerverhaltens

Im Rahmen des turnusmäßigen 
Rechneraustauschs alle fünf 
Jahre ergeben sich seit 2009 
evtl. Einsparungen durch 
energieeffizientere Netzteile. 
Röhrenmonitore sind nicht 
mehr vorhanden.

in Arbeit unverändert zum 15.09.2010 in Arbeit

32
Verlängerung 
Rechnereinsatzzeiten

 1.01.12 BM 1 x

Verlängerung der Nutzungsdauer der PC-Ausstattungen von drei 
auf fünf Jahre; Maßnahme ist bereits in der Umsetzung, 
teilweise realisiert und im Haushaltsplanentwurf 2010 
berücksichtigt. Einsparung 40.000 €/Jahr;

mehr Ausfälle mit Reparaturbedarf während der 
längeren Einsatzzeit

40.000 40.000 40.000 40.000 40.000 40.000 240.000

Die auf fünf Jahre verlängerte 
Nutzungsdauer ist ab 2010 in 
den Projektansätzen für BGA 
berücksichtigt.

erledigt erledigt

Einnahmeverbesserung und 
Kostenreduzierung bei 
Tollitätentreff

 1.04.01 BM 1 x
neue Sponsoren gewinnen; Aufwand für Programm- und 
Veranstaltung sowie Personal senken 

in Arbeit

35
Schließung von Sportplätzen 
bzw- Übernahme durch 
Vereine

 1.08.01 BM 1 6 x

Durch die Schließung eines Sportplatzes können Kosten für 
Sachaufwand (3.000 EUR/Jahr),  für Renovation (10.000 EUR 
in drei Jahre=ca. 3.000 EUR/ Jahr) und Personakosten 
(frühestens ab 2011: 7.200 EUR/ Jahr) eingespart werden. 
Daraus folgt: 10.200 EUR Reduzierung der Pauschale an SBB; 
3.000 EUR Minderung für Renovation.

Die vorhandenen Platzkapazitäten werden in der Regel 
voll ausgeschöpft.Teilweise überbelastete Plätze (z.B. 
Bornheim) werden derzeit durch Umverteilung der 
Trainingseinheiten auf andere Plätze (z.B. Brenig) 
entlastet. Diese Möglichkeit entfällt.

6.000 13.200 13.200 13.200 13.200 13.200 72.000 In der Umsetzung. in Arbeit unverändert zum 15.09.2010 in Arbeit

36
Reduzierung des Ansatzes für 
Aufwendungen an 
Sportlerheimen

 1.08.01 BM 1 x

Ansatz zur Zeit 22.000 €, hiervon entfallen 5.000 Euro auf die 
Sanierung des Vereinsheimes des SV Vorgebirges sowie 
12.000 € als Betriebskostenzuschuss für den SSV Merten; es 
besteht eine vertragliche Verpflichtung für die Folgejahre. Die 
verbleibenden 5.000 Euro könnten gestrichen werden. In den 
Folgejahren können je Jahr 10.000 EUR entfallen.

Die Vereine hätten die Unterhaltungskosten der von 
ihnen genutzen Vereinsheime selbst zu tragen. Dieses 
führt zu einer weiteren finanziellen Belastung der 
Vereine, die nach den bestehenden Verträgen bereits 
jetzt einen erhebliche Beitrag zu den durch die Nutzung 
verursachten Kosten leisten (z.B. Energie- kosten, 
Reparaturkosten Flutlichtanlagen).

5.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 55.000

Vertraglich Verpflichtung SSV 
Merten 12.000 €. Bei 
Übergabe des Sportplatzes 
Brenig weitere 3.000 € 
Betriebskostenzuschuss. Somit 
Einsparung ab 2011 nur noch 
7.000 €. Zudem sind weitere 
5.000€  für sonstige 
Maßnahmen an Sportlerheimen 
und Sportplätzen geplant. 
Dieser Betrag sowie der 
Zuschuss für den SSV Brenig 
in  Höhe von 3.000 € könnten 
aus einer weiteren Reduzierung 
des Ansatzes (Nr. 40 
Festwerte Aufwuchs ) gedeckt 
werden.  

in Arbeit unverändert zum 15.09.2010 in Arbeit

37

Streichung des Ansatzes 2010 
für die Sanierung des 
Rundweges (zwischen 
Laufbahn und Tribüne) im 
Stadion Bornheim

 1.08.01 BM 1
Eine Erneuerung des Rundweges jenseits der Platzabsperrung 
ist nicht zwingend erforderlich. Einsparung 10.000 Euro

Der gesamte Rundweg im Stadion Typ C weist 
Schäden auf. Bei Streichung der Maßnahme ist 
sicherzustellen, dass die Verkehrssicherungs-pflicht im 
Rahmen der allgemeinen Unterhaltungsarbeiten durch 
die SBB gewährleistet wird. Der hierfür aufgewendete 
Zeitaufwand würde dann der Dauerpflegeinstanz 
entzogen.    

10.000 10.000 Umgesetzt erledigt erledigt

38
Streichung des Ansatzes für 
die Erneuerung der Zaunanlage 
auf dem Sportplatz Brenig 

 1.08.01 BM 1

Ansatz: 20.000 Euro. Da zur Zeit nur noch 2 Mannschaften des 
SSV Alemannia Brenig am Spielbetrieb teilnehmen, ist die 
Erneuerung der Zaunanlage nicht zwingend erforderlich. 20.000 20.000 Umgesetzt erledigt erledigt

Gesamtkonzept wird derzeit 
erarbeitet.

unverändert zum 15.09.2010

unverändert zum 15.09.2010 in Arbeit

in Arbeit

5.000 5.000 5.000 25.000 In der Prüfung.

12.000

5.000 5.000

2.000 2.000 2.000 2.000

48.000 offen12.000 12.000 12.000 12.000

Kein vorgeschriebener Stellenanteil; daher Reduzierung auf eine 
Viertelstelle möglich. Das Einsparpotential wird durch 
Personaleinsparung in gleicher Höhe an anderer Stelle realisiert 
(ab 2012)

Reduziertung der personellen Ressourcen für das 
Theam Gleichstellung

weniger Personalbindung EDV 2.000 2.000

33

Stelle im jetzigen Umfang beizubehalten

22

30

Gesamtkonzept Bücherei wird erarbeitet.

Der Bürgermeister wird beauftragt,  die Organisation eines Tollitätentreffs ab 2012 in externe Hände zu gegeben und vorher mit dem 
Förderverein und der Vereinsgemeinschaft zu sprechen,. um eine gemeinsame Lösungsmöglichkeit zu erörtern. Das Prüfergebnis wird 
den politischen Gremien nach der Sommerpause vorgelegt

2 / 7
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Erläuterung zu Vorschlag 
positive /negative Auswirkungen

2010 2011 2012 2013 2014

2015 und 

Folgejahre 

jeweils

Summe

2010 - 2015 ff.
Sachstand FB 15.09.2010 Auswertung FB 2  15.09.2010  Sachstand FB 15.11.2010 Auswertung FB 2  15.11.2010  

(ohne finanz. Aspekte)

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22

Umsetzungsstand StatusberichteFinanzielle Auswirkungen auf Haushaltskonsolidierung
Konsolidierungsliste  -konsumtiv-  Umsetzbarkeit (ja)

39
Keine Errichtung eines 
Brunnens am Sportplatz 
Sechtem

 1.08.01 BM 1

Verzicht auf die Einrichtung eines Brunnens an der Sportanlage 
Sechtem. Einsparung einmalig 30.000 € plus 
Unterhaltungskosten. Derzeit wird der Tennenplatz durch den 
Verein aus der öffentlichen Wasserversorgung bewässert.

Eine vorschriftsmäßige Bewässerung des 
Tennenplatzes ist nur bedingt gewährleistet. 
Insbesondere der Sportpatz in Sechtem benötigt 
aufgrund seiner offenen Lage (starker Windeinfluss, der 
das Austrocknen des Tennenbelages bewirkt) 
regelmäßige Bewässerungseinheiten. Ohne eine 
ausreichende Bewässerung des Tennenplatz, reduziert 
sich die Haltbarkeit der Verschleißdecke erheblich. 

30.000 30.000 Umgesetzt erledigt erledigt

40
Reduzierung des Ansatzes für  
Ersatzbepflanzungen auf 
Sportplätzen 

 1.08.01 BM 1
Ansatz: 26.000 Euro; Reduzierung des jährlichen Aufwandes auf 
13.000 € möglich.

13.000 13.000 13.000 13.000 13.000 13.000 78.000 Umgesetzt erledigt erledigt

41

Reorganisation der 
Hausmeisterdienste - 
Gebäudewirtschaftliche 
Optimierung 

 1.01.09 BM 1 4, 5, 6

Potential: Reduzierung der überdurchschnittlichen 
Hausmeisterkosten bei Rathaus und Schulen bei verbesserter 
gebäudewirtschaftlicher Leistung. Einsparung von Leistungen v. 
Fremdfirmen (Winterdienst / Wartungsarbeiten Kigä etc.) bei 
vorrangiger Erledigung durch die Hausmeister (s. auch Hinweise 
des GPA, der KSK u. BDS sowie Vergleichsring KGST). Der 
Personaleinsatz muss unabhängig von der organisatorischen 
Zuordnung der Hausmeister mit einem klaren 
gebäudewirtschaftlichen Auftrag und gebäudeübergreifend 
erfolgen. Aus den Daten des KGST-Verlgeichsrings lassen sich 
gemessen am Median Einsparungen von rd. 27.000 € bei 
Verwaltungsgebäuden und von rd. 148.000 € bei den Schulen 
realisieren. Der Effekt wird unter Berücksichtigung eines ein zu 
leitenden Prozesses der Neuorganisation mit zunächst 
steigenden Einsparungen in vorsichtig geschätzter Höhe 
dargestellt.

"sonstige" Leistungen der Hausmeister entfallen oder 
müssen anders erbracht werden.

0 15.000 20.000 25.000 25.000 25.000 110.000 Ist noch zu prüfen. in Arbeit unverändert zum 15.09.2010 in Arbeit

42

Übertragung der Verantwortung 
für Teile des 
Sachkostenbudgets auf 
Schulen, BJT, KITA bei 
gleichzeitiger Reduzierung des 
Volumens

1.03.01
1.03.02
1.03.03
1.03.04
1.03.05
1.06.01
1.06.02

BM 2 4 x

Übertragung der Budgetverantwortung auf Fachkräfte in den 
städt. Einrichtungen incl. Schulen (keine städt. Bedienstete) unter 
Reduzierung des Personalaufwandes im Verwaltungsbereich Fb 
4. In der Probephase wird eine 10 %ige Einsparung des zur 
Verfügung stehenden Sachkostenvolumens unterstellt. 
Sachkosten im BJT wurden im Rahmen des HSK bereits um 30 
%, im Kita-Bereich um ca. 10 % gekürzt. Für den Etat der 
Schulen wurde seit vielen Jahren keine Preisanpassung 
berücksichtigt. Die bisherigen Ansätze werden im Rahmen des 
HSK bis zum Jahr 2012 bereits um 5 % gekürzt.

Stärkung der Eigenverantwortung in den Einrichtungen

21.000 21.000 21.000 21.000 21.000 21.000 126.000

Das erforderliche Konzept zur 
Sachkostenbudgetierung wird 
derzeit zwischen den 
Fachbereichen 2 und 4 
abgestimmt

in Arbeit unverändert zum 15.09.2010 in Arbeit

45

Erhöhung Verzinsung des in 
den Werken gebundenen 
Eigenkapitals durch Änderung 
des Zinssatzes, bis zu 30.678 
Euro möglich. Damit ist auch 
eine Erhöhung der 
abzuführenden Steuern 
verbunden. Der genaue 
Umfang ist noch festzulegen.

 1.11.03 BM 2 x

Wasserwerk: 
Erhöhung Zinssatz von 5,5 % auf 6,5 % Eine direkte Auswirkung auf die Gebührenhöhe hat die 

Anhebung der Eigenkapitalverzinsung nicht. Sie führt 
zu einer geringeren Rücklagenzuführung und damit zu 
einer geringeren Eigenfinanzierung. Für die Folgejahre 
steigen daher der Fremdfinanzierungsanteil und die 
Fremdfinanzierungszinsen. Dies wirkt sich dann auf die 
Gebührenhöhe aus, da der Handelsbilanz-
Mindestgewinn und die Konzessionsabgabe zu erzielen 
sind. Langfristig betrachtet ist mit folgenden 
Anhebungen zu rechnen: bei 6,5 % = 0,01 € /m³

20.451 20.450 20.450 20.450 20.450 20.450 122.701

Die Erhöhung der 
Eigenkapitalverzinsung ist 
umgesetzt und wirkt sich im 
Rahmen der Gewinnabführung 
an den städtischen Haushalt 
bereits im Haushaltsjahr 2010 
aus.

erledigt erledigt

Erhöhung Verzinsung des in 
den Werken gebundenen 
Eigenkapitals durch Änderung 
des Zinssatzes, bis zu 85.101 
Euro möglich. Der genau 
Umfang ist noch festzulegen.

 1.11.04 BM 2 x
Abwasserwerk: 
Erhöhung Zinssatz von 5,5 % auf 6,5 %                                           
Änderung Verzinsungsbasis

255.000 255.000

47
Überprüfung des 
kalkulatorischen 
Mischzinssatzes

versch. BM 2 x
gegebenenfalls Anhebung der Verzinsung innerhalb aller 
Gebührenkalkulationen

Die Überprüfung erfolgt in 
Abstimmung zwischen dem 
Fachbereich 2, dem Controller 
sowie den betroffenen 
Fachbereichen für die 
Gebührenhaushalte 
Friedhofswesen, Feuerwehr, 
VHS, Bücherei und 
Standesamt.

in Arbeit
Die Auswirkungen einer Veränderung des kalkulatorischen Zinssatzes auf die Gebührenkalkulation in den kostenrechnenden Einrichtungen wurden ermittelt. Die weitere 
Vorgehensweise ist im VV abzustimmen.

in Arbeit

48
Anhebung Hebesatz 
Grundsteuer A

 1.16.01 BM 2 x
Mehrertrag pro 10 %-Punkt rd. 7.000 € / p. a.
Vorschlag: Anhabung von 230 % auf 260 %

22.000 22.000 22.000 22.000 22.000 22.000 132.000
Hebesatzanpassung erfolgte 
zum 01.01.2010

erledigt erledigt

49
Anhebung Hebesatz 
Grundsteuer B

 1.16.01 BM 2 x
Mehrertrag pro 10 %-Punkt rd. 145.000 € / p. a.
Vorschlag: Anhebung von 391 % auf 430 %

450.000 450.000 450.000 450.000 450.000 450.000 2.700.000
Hebesatzanpassung erfolgte 
zum 01.01.2010

erledigt erledigt

50
Anhebung Hebesatz 
Gewerbesteuer

 1.16.01 BM 2 x
Mehrertrag pro 10 %-Punkt rd. 150.000 € / p. a.
Vorschlag: Anhebung von 420 % auf 440 %
(Anpassung der Gewerbesteuerumlage)

252.000 253.000 253.000 253.000 253.000 253.000 1.517.000
Hebesatzanpassung erfolgte 
zum 01.01.2010

erledigt erledigt

51 Erhöhung Hundesteuer  1.16.01 BM 2 x

Vorschlag: Anhebung von 78 € auf 90 € für 1. Hund
von 96 € auf 132 € ab 2. Hund
von 114 € auf 156 € ab 3. Hund
Einführung einer Steuer für gefährliche Hunde von 432 € /Hund 
(Ertragsverbesserung nicht kalkulierbar, da Halter und Anzahl 
gefährlicher Hunde noch zu ermitteln.)

20.000 35.000 35.000 35.000 35.000 35.000 195.000
Anpassung der Hundesteuer 
erfolgte zum 01.07.2010

erledigt erledigt

52 Änderung Vergnügungssteuer  1.16.01 BM 2 x

Die Änderung der Vergnügungssteuersatzung mit dem Ziel der 
Änderung des Besteuerungsmaßstabs ab 2011 wird derzeit 
vorbereitet und voraussichtlich im Herbst zu Entscheidung 
vorgelegt. Die Auswirkungen auf den Haushalt sind aufgrund der 
Systemänderung nicht bezifferbar.

Die Satzungsänderung befindet 
sich in Vorbereitung und soll bis 
Mitte November 2010 
abgeschlossen sein. Geplantes 
Inkrafttreten zum 01.01.2011.

in Arbeit Die Satzungsänderung liegt dem HFWA zur Beschlussfassung am 25.11.2010 vor. in Arbeit

Schulden- / 
Zinsmanagement

 1.16.01 BM 2

umgesetzt
Eine Privatisierung des Forderungsmanagements durch 
Übertragung der Vollstreckung der öffentlich-rechtlichen 
Forderungen auf Inkassobüros ist rechtlich nicht möglich.

55 Reduzierung Kreisumlage  1.16.01 BM 2

Gesamtaufwand in 2010: 17.280.000 € bei 35,59 % Hebesatz; 
städt. Aufwand pro Umlage-Punkt rd. 485.500 € keine direkte 
Einflussnahme, lediglich Möglichkeit der Stellungnahme bei 
Haushaltsaufstellung im Rahmen der Beteiligung nach § 55 KrO

Einflussnahme erfolgt im 
Rahmen der Beteiligung bei der 
Aufstellung des 
Kreishaushaltes.

in Arbeit Einflussnahme erfolgt im Rahmen der Beteiligung bei der Aufstellung des Kreishaushaltes. Der Termin zur Beteiligung der Mitgliedskörperschaften ist noch nicht bekannt. in Arbeit

56
Ausweitung der Intervalle für 
die Durchführung der Inventur 
des Infrastrukturvermögens

 1.12.02 BM 2 9

Durchführung der Inventur des Infrastrukturvermögen Straßen, 
Wege, Plätze, Ingenieurbauwerke etc. durch externe Kräfte in 5-
jährigem Turnus (statt vorgeschriebenem 3-jährigen Rhythmus) 
Verschiebung der Kosten von 100.000 € von 2010 auf 2012

100.000

Erarbeitung eines Konzeptes, 
welches die ordnungsgemäße 
Inventur ohne den Einsatz 
externer Dienstleister 
ermöglicht.

in Arbeit Erarbeitung eines Konzeptes, welches die ordnungsgemäße Inventur ohne den Einsatz externer Dienstleister ermöglicht. in Arbeit

erledigt

erledigt

Im Rahmen der Optimierung 
des Zins- und 
Schuldenmanagements wird im 
FB 2 eine neue Software (M-
Zins) eingesetzt. Weitere 
konkrete 
Optimierungsmaßnahmen 
werden derzeit nicht gesehen.

erledigt

erledigt

Eine Anhebung der Eigenkapitalverzinsung führt direkt 
zu einer Gebührenerhöhung. Bei einer 
Schmutzwassermenge von rd. 2 Mio. m³ (vereinfachte 
Berechnung nur auf Schmutzwasser) würde dies zu 
folgender Anhebung führen: bei 6,5 % = + 0,03 €/m³

255.659 255.000255.000 255.000 1.530.659

Die Erhöhung der 
Eigenkapitalverzinsung ist 
umgesetzt und wirkt sich im 
Rahmen der Gewinnabführung 
an den städtischen Haushalt 
bereits im Haushaltsjahr 2010 
aus.

46

54

Der Bürgermeister wird beauftragt, über die Umsetzung des Schulden- und Zinsmanagements  zu berichten, insbesondere an Hand 
von Skonti und Debitorenliste.

BM-Vorschlag zu höherer Kapitalverzinsung in Höhe von 6,5 % wird zugestimmt + Gesamtkonzept, d.h.: Die Verwaltung wird 
beauftragt in Zusammenarbeit mit dem Betriebsführer ein Konzept zu entwickeln, wie die dadurch entstehenden höheren Kosten durch 
andere Maßnahmen kompensiert werden können ohne die Eigenkapitalquote zu verschlechtern und Auskunft über Erhöhung der 
Konzessionsabgabe

3 / 7
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Erläuterung zu Vorschlag 
positive /negative Auswirkungen

2010 2011 2012 2013 2014

2015 und 

Folgejahre 

jeweils

Summe

2010 - 2015 ff.
Sachstand FB 15.09.2010 Auswertung FB 2  15.09.2010  Sachstand FB 15.11.2010 Auswertung FB 2  15.11.2010  

(ohne finanz. Aspekte)

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22

Umsetzungsstand StatusberichteFinanzielle Auswirkungen auf Haushaltskonsolidierung
Konsolidierungsliste  -konsumtiv-  Umsetzbarkeit (ja)

58
Optimierung Einnahmen 
Liegenschaften

 1.01.14 II 6

Potential: Mit Hilfe des GIS wurden schon zahlreiche 
unentgeltlich okkupierte Liegenschaften identifiziert, für die 
sukzessive eine vertragliche und entgeltliche Regelung zu finden 
ist.

Nutzung und verantwortliche Verkehrssicherunspflicht 
werden zusammengeführt

1.000 3.000 5.000 7.500 10.000 10.000 36.500

Durch die ersatzlose 
Versetzung v. Fr. Utzerath ab 
01.10.2010 kann die Aufgabe 
bis auf Weiteres nicht 
wahrgenommen werden.

offen unverändert zum 15.09.2010 offen

59

Ausgaben im Bereich Hochbau 
nur noch in Höhe der 
Bildungspauschale (investiv für 
Neubau, konsumtiv für 
Bauunterhaltung Schulen)

 1.01.15 II 6 2
Potential: Entlastung bzw. Verringerung der kreditfinanzierten 
Aufwendungen für Bauunterhaltung

evt. Verlust bei Gebäudesubstanz
Kann bei der Budgetplanung für 
2011 ff. berücksichtigt werden.

in Arbeit
Die Budgetplanung für 2011 ff. zeigt, dass ein dem Vorschlag entsprechender Einsatz der Bildungspauschale in nennenswertem Umfang erst ab 2012 zu erwarten ist. 
Hier besteht ein unmittelbarer Zusammenhang zum jeweiligen Umfang investivier Maßnahmen im Bildungsbereich.

in Arbeit

Rheinhalle  1.01.15 II 6 x

Der Haupt-, Finanz- und 
Wirtschaftsausschuss hat in 
seiner Sitzung am 14.10.2010 
beschlossen, mit dem 
Förderverein für die Rheinorte 
Hersel, Uedorf, Widdig e.V. 
einen Vertrag über die Nutzung 
der Rheinhalle in Hersel 
abzuschließen. Der 
Nutzungsvertrag ist von den 
Vertragsparteien noch zu 
unterzeichnen.

61

Bedarfsfrage Bestand – 
Beispiel  Wohngebäude - 
Veräußerung von 
Wohngebäuden ggf. auch 
unterhalb der Verkehrswerte.

 1.01.15 II 6 x

Hier werden die Wohngebäude betrachtet, für die bislang kein 
Verkaufsauftrag besteht. Nach Saldierung von Aufwand u. Ertrag 
über alle diese Gebäude ergibt sich bei Vollvermietung ein 
Ergebnis von rd. -3000,- €/a. Die kalkulatorischen Kosten durch 
Abschreibung fließen hier aktuell mit rd. 37.400,- € ein. 
Geschätzter Verkaufserlös 1,6 Mio €, hier verteilt auf die Jahre v 
2011 bis 2014

Rückzug der Verwaltung auf das Kerngeschäft. 
Kein Angebot billigen Wohnraums für Bedürftige.

0 320.000 320.000 320.000 320.000 320.000 1.600.000

Dem Ausschuss für Verkehr, 
Planung und Liegenschaften 
liegt zur Sitzung am 29.09.2010 
ein Beschlussvorschlag zur 
Veräußerung diverser 
städtischer Mietwohngebäude 
vor (Vorlage 356/2010).

in Arbeit
Ein Beschlussvorschlag zur Veräußerung diverser städtischer Mietwohngebäude für den VPLA liegt seit September 2010 vor (Vorlage 356/2010). Zur Zeit wird jedoch 
noch geprüft, ob die GWG Siegburg Teile des Bestandes übernehmen soll.

in Arbeit

Revision Einnahmen 
Baugebühren - 
Bauüberwachung

 1.10.01 II 6 x

Die inzwischen durchgeführte Revision hat ergeben, dass die 
Potentiale im Bereich Bauüberwachung weitgehend 
ausgeschöpft sind. - Es bleibt die Möglichkeit auf Grundlage von 
§ 2 (3) GebG NRW per Satzung eine kommunal spezifische 
Gebührenordnung zu erlassen. Hier wird nun eine 
Gebührensatzung zu Grunde gelegt, die eine Erhöhung der 
einzelnen Tarifstellung um durchschnittlich 10 % unterstellt. 

Die Einnahmen können 
entweder durch eine pauschale 
Erhöhung aller nach 
AVerwGebO anzuwendenden 
Tarifstellen um 10 % oder 
durch gezielte Erhöhung 
bestimmter Tatbestände 
erreicht werden. Dazu ist eine 
Analyse der Einnahmestruktur 
mit Hilfe von Daten aus der 
ProBauG-Datenbank erfolgt.  
Z.z. wird die technische 
Umsetzbarkeit im Rahmen der 
software-gesteuerten 
Verfahrensbearbeitung geprüft. 
Als nächstes soll der FB 1 mit 
dem Entwurf eines 
entsprechenden 
Satzungsentwurfs beauftragt 
werden.

64
Bauberatung gegen Gebühr (B: 
Stadt Neuss): Einfache 
Auskünfte sind gebührenfrei.

 1.10.01 II 6 x

Für eine ausführliche Beratung wird eine Gebühr berechnet:
15,00 € pro angefangene halbe Stunde für Bauherren, 
Bürger/innen…
33,00 € pro angefangene halbe Stunde für Personen wie z.B. 
Bauvorlageberechtigte, Fachplaner/in etc. (Personen gem. § 
58i.V.m. § 70 BauO NRW)
Potential: rd. 500 x 20 € = 10.000 €/Jahr

0 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 50.000

Die Maßnahme konnte aus 
Kapazitätsgründen hinsichtlich 
Ihrer Umsetzung noch nicht 
weiter vorbereitet werden. 

offen
Die Maßnahme konnte aus Kapazitätsgründen hinsichtlich Ihrer Umsetzung noch nicht weiter vorbereitet werden. Außerdem sprechen einige Argumente gegen eine 
Umsetzung. Daher wird dem VV vorgeschlagen, diese Maßnahme zunächst aus zu setzen.und die erwarteten Mehreinnahmen durch eine entsprechende Anhebung der 
Baugebühren zu erzielen.

offen

65

Überprüfung des öffentlichen 
Grünflächenanteils der 
Friedhöfe – Reduzierung der 
Stadtpauschale

1.13.04 II 6 SBB
Gesamt-Potential: ca. 138.000,- €/a durch Senkung der 
Stadtpauschale;  Einsparung von 100.000,-/a bei Reduzierung 
Grünflächenanteil auf 10 % und Änderung der Kostenbasis

Erhöhung der Gebühren:
Die Gebühren je Bestattung würden zum Ausgleich rein 
rechnerisch um 411 € erhöht werden (Faktisch würde 
die Gebührenerhöhung nach Grabart differenziert 
erfolgen)

0 100.000 100.000 100.000 100.000 100.000 500.000

Nach Mitteilung des SBB vom 
13.09.2010 ist die Kürzung der 
Stadtpauschale für öffentliches 
Grün um 100.000 EUR im 
Wirtschaftsplan berücksichtigt 
und korrespondiert mit höheren 
Einnahmen im Bereich der 
Friedhofsgebühren.

erledigt erledigt

66

Verkehrsbetriebe: Auslastung 
optimieren, evtl. 
Streckenstreichungen, 
Attraktivität

 1.12.04 II 7 x

Die Auslastung von einzelnen Strecken wird durch den RSK als 
Träger des Nahverkehrs bzw. durch die Verkehrsbetriebe RVK 
oder SWB/KVB festgestellt. Der neue Nahverkehrsplan ist mit 
einigen Änderungen erst seit wenigen Monaten umgesetzt. 
Hierzu liegen noch keine aktuellen Ergebnisse vor. Soweit 
Strecken nicht genutzt werden (z.B. Taxi-Bus nach Swisttal) 
sollen sie auch wieder eingestellt werden.

Auf Beschluss des RSK wird 
die Taxibuslinie nach Swisttal 
aufgrund der entsprechenden 
Nachfrage weiterbetrieben.

in Arbeit unverändert zum 15.09.2010 in Arbeit

67
Prüfung der Fahrten ÖPNV in 
Tagesrandzeiten

 1.12.04 II 7 x

Fahrten in den frühen Morgenstunden der Linie 18 überprüfen, 
ggf. um 1-2 Fahrten verringern; Prüfung erfolgt durch den RSK 
als Träger des ÖPNV.

Die Prüfung dauert an, das 
Prüfungsergebnis liegt noch 
nicht vor.

in Arbeit unverändert zum 15.09.2010 in Arbeit

68
Beteiligung von größeren 
Betrieben an ÖPNV-Kosten 

 1.12.04 II 7 x

Eine direkte Kostenbeteiligung wird nur in Betracht kommen, bei 
Angeboten, die über den Nahverkehrsplan hinaus nicht über den 
RSK laufen. Ein Nachtbus könnte so ggf. über Bowlingcenter 
und Disco kofinanziert werden. Ein ergänzender Busshuttle ggf. 
über Porta/Bauhaus und ein neues Einkaufscenter.

Eine Umsetzung ist abhängig 
von der weiteren gewerblichen 
Entwicklung

in Arbeit unverändert zum 15.09.2010 in Arbeit

Integration des 
Schülerspezialverkehrs in den 
ÖPNV

1.03.06
1.12.04

II 7 4 x

Die RVK hat bislang noch kein entsprechendes Konzept 
vorlegen können. Die möglichen Kosteneinsparungen der Stadt 
waren in früheren Jahren bereits sehr gering angesetzt worden, 
da ersatzweise Schülerfahrkarten ausgegeben werden müssen. 
Der Schülerspezialverkehr ist bis 2012 vertraglich gebunden.

70
Überprüfung der Notwendigkeit 
von Planungsmaßnahmen 

 1.12.02 II 7 x Verzicht auf Radverkehrsuntersuchung 5.000 € in 2011 5.000 5.000
Die Radverkehrsuntersuchung 
wird nicht durchgeführt.

erledigt erledigt

unverändert zum 15.09.2010 in Arbeit

Die Integration des 
Schülerspezialverkehrs 
zwischen Swisttal und 
Bornheim wird derzeit geprüft.

in Arbeit

in Arbeit

Die Einnahmen können entweder durch eine pauschale Erhöhung aller nach AVerwGebO anzuwendenden Tarifstellen um 10 % oder durch gezielte Erhöhung bestimmter 
Tatbestände erreicht werden. Dazu ist eine Analyse der Einnahmestruktur mit Hilfe von Daten aus der ProBauG-Datenbank erfolgt.  Z.z. wird die technische 
Umsetzbarkeit im Rahmen der software-gesteuerten Verfahrensbearbeitung geprüft. In Kürze wird dem VV ein Konzept vorgelegt. Der FB 1 muss anschließend mit dem 
Entwurf einer entsprechenden Satzung beauftragt werden. 

in Arbeit

69

erledigt

63 Von dieser rechtlichen Möglichkeit hat in NRW bislang keine Kommune Gebrauch gemacht. Es gibt keine Mustersatzung. Die Höhe der Gebührensätze muss rechtskonform sein. - Für die weitere Betrachtung wird hier angenommen, dass eine Erhöhung um 10 % rechtlich 0 25.000 25.000 25.000 25.000 25.000 125.000

in Arbeit
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss hat in seiner Sitzung am 14.10.2010 beschlossen, mit dem Förderverein für die Rheinorte Hersel, Uedorf, Widdig e.V. 
einen Vertrag über die Nutzung der Rheinhalle in Hersel abzuschließen. Der Nutzungsvertrag ist von den Vertragsparteien inzwischen unterzeichnet.

60

Die Rheinhalle mit den Mitteln aus dem Konjunkturpaket zu ertüchtigen, mit dem Verein eine langfristige Regelung zu treffen und 
Folgekosten für die Stadt zukünftig zu vermeiden

Prüfauftrag Satzung (wird in Vorschlag Verwaltung mit einbezogen)

Da die Relevanz der Untersuchung von 2008 überprüft werden muss, wird der Bürgermeister beauftragt, die 
Schülerbeförderungskosten mit Blick auf die auslaufenden Verträge in 2012 umfassend zu überprüfen. Hierbei ist die rechtliche 
Situation zu beleuchten und Modelle anderer Kommunen darzustellen

4 / 7
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Erläuterung zu Vorschlag 
positive /negative Auswirkungen

2010 2011 2012 2013 2014

2015 und 

Folgejahre 

jeweils

Summe

2010 - 2015 ff.
Sachstand FB 15.09.2010 Auswertung FB 2  15.09.2010  Sachstand FB 15.11.2010 Auswertung FB 2  15.11.2010  

(ohne finanz. Aspekte)

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22

Umsetzungsstand StatusberichteFinanzielle Auswirkungen auf Haushaltskonsolidierung
Konsolidierungsliste  -konsumtiv-  Umsetzbarkeit (ja)

72
Keine Beteiligung an 
Bauvorhaben Dritter
- Erschließungsanlagen Dritter

 1.12.02 II 9 7 x
Erhebung einer Verwaltungskostenpauschale bei Betreuung von 
Erschließungsanlagen Dritter über Erschließungsverträge für 
Controllingaufwand gegenüber der bauleitenden Institution.

reduzierte Bindung Personalkapazitäten

Vereinbarung einer 
Kostenpauschale im Bauleit- 
bzw. Bauplanverfahren (FB7) 
rechtl. möglich. Analoge 
Regelung in der Ausführung 
(Maßnahmenbetreuung durch 
FB 9) rechtlich nicht möglich, 
jedoch die Übernahme der 
Leistung „Bauoberleitung“ gem. 
HOAI durch Beauftragung 
eines externen Ing.-Büros 
zulasten des Vorhabenträgers. 
2010: Erschließung ALDI-Markt 
Herseler Straße, 
Durchführungsvertrag Wb 08, 
evtl. Erschließungsvertrag(e) 
Me 02

in Arbeit

Die Umsetzung erfolgt maßnahmenbezogen wie im Sachstand 15.09.2010 dargestellt. Im Falle 1. BO11 - BV Gütelhöfer 2. Aldi-Erschließung-Hersel  wurde diese 
Regelung bereitsumgesetzt. Eine direkte Auswirkung auf den Haushalt ist mit der Regelung nicht verbunden, da die Umsetzung für die Stadt kostenneutral erfolgt, jedoch 
Personalkapazitäten in Höhe der vergleichbaren, jeweiligen Honorarleistung gem. HOAI des jeweils beauftragten Ingenieurbüros. Das Honorar steht in direkter 
Abhängigkeit zu den Nettobaukosten.

erledigt

73
Verkauf nicht zwingender 
erforderlicher Verkehrsflächen 

 1.12.02 II 9 6 x
Veräußerung von nicht genutzten/erforderlichen 
Verkehrsflächen/Wirtschaftswegen (schätzungsweise 10.000€/a 
abnehmend) nach Feststellung und Anpassung

Entfall der Unterhaltungskosten 10.000 10.000 10.000 5.000 5.000 3.000 43.000

Überpflügte bzw. nicht mehr 
benötigte Wirtschaftswege in 
der Gemarkung Rösberg; z. Zt. 
Vorgespräche mit pot. 
Käufer(n), anschließend 
Verkauf u. 
Wegeeinziehungsverfahren

in Arbeit

Umsetzung  in Einzelfällen begonnen, jedoch aufgrund ungeklärter Handlungsweise im Zusammenhang mit dem haushaltsrechtlichen Umgang mit Verkaufserlösen vorerst 
"auf Eis" gelegt. Die dargestellten Ansätze werden grundsätzlich in Frage gestellt, da sich aufgrund geringer Bodenwerte die Beträge realistisch nicht erzielen lassen. In 
der Regel handelt es sich bei den in Frage stehenden "Verkehrsflächen" um sog. grüne Wirtschaftswege mit entsprechend niedrigem Boden bzw. Bilanzwert. Nach 
Erörterung des Sachverhaltes am 12.11.2010 sollte die Bezeichnung geändert werden in "Veräußerung von Infrastrukturflächen". Empfohlener Ansätze: 2010: 0 Euro; 
2011: 3.000 Euro; 2012: 2.000 Euro; 2013ff: 1.000 Euro 

in Arbeit

Beschränkung des Umfangs 
und der Dauer der 
Straßenbeleuchtung (z.B. 
Nachtabschaltung)

 1.12.02 II 9 x

Nachtabschaltung zwischen 24.00 Uhr und 05.00Uhr als 
Komplettabschaltung bis auf sog. potentielle Gefahrstellen 
(Einmündungen, gefährliche Straßen und Stellen). Die 
Straßenbeleuchtungsanlage müsste hierzu teilweise modifiziert 
werden. Investitionsaufwand zur Umrüstung der Schaltanlagen 
erforderlich. Reduziert lediglich die Stromkosten. 
(Schätzungsweise um ca. 15.000€/a bei angenommener, 
möglicher Nachtabschaltung von rd. 30 % der Gesamtanlage; 
Investitionsaufwand im Umrüstungsjahr einmalig ca. doppelt so 
hoch wie die jährliche Stromeinsparung.

75
Änderungen/Modifizierungen 
des Straßen- 
beleuchtungsvertrages

 1.12.02 II 9 x

Vertragsmodifizierung des Straßenbeleuchtungsvertrages durch 
Reduzierung des Moduls Erneuerung und Erhöhung der 
Rabattierung; Anpassung Wartungsintervall

Umrüstung der Leuchtmittel von Quecksilberdampf 
auf Natriumdampf, Verringerung der 
Anschlussleistung, Stromkosten und der CO2-
Emission 

154.460 156.760 159.260 470.480

Vertragsänderung wurde 
bereits vollzogen. 
Vertragsunterzeichnung: 
16.04.2010

erledigt erledigt

76
Übernahme 
Straßenbeleuchtung

 1.12.02 II 9 SBB x

bestehendes Vertragsverhältnis bis 31.12.2012; Ausschreibung 
ist zwingend erforderlich (Schwellenwert); Vergabe erfolgt nur an 
Bieter mit nachgewiesener Eignung, Ausrüstung, Fachkunde und 
Erfahrung. Ab 2013 ein Einsparpotential von mind. 50.000,-/Jahr 
(Grobkalkulation durch SBB, je nach Ausschreibung und 
Bieterteilnahme weniger - z.B. bei Vorgabe neuer 
Lampentechniken - oder auch deutlich mehr)

evtl. kostengünstigere Leistung nach Ausschreibung.
Bei Übernahme durch SBB evtl. keine Ausschreibung 
notwendig. Wartung ist ca. 10.000 €/Jahr günstiger als 
nach derzeitigem Vertrag

10.000 10.000 10.000 30.000

Straßenbeleuchtungsvertrag. 
Vertragsunterlagen zur weiteren 
Veranlassung im Rahmen 
Konzessionverträge am 
24.08.2010 an FB 2 übermittelt.

in Arbeit unverändert zum 15.09.2010 in Arbeit

79 Parkraumbewirtschaftung  1.12.03 II 9 3 x

Änderung des Grundsatzbeschlusses Rat 
erforderlich;Kosteninvestition für Planung, Bau und Unterhaltung 
bei Betreiben durch die Stadt; langfristig erhöhter 
Personalbedarf zur Kontrolle der Einhaltung der Auflagen sowie 
der StVO im unmittelbaren Parkbereichen sowie im weiteren 
Umfeld (Verdrängungsverkehr) 

Geregeltes Parken bei flächendeckender 
Parkraumbewirtschaftung
Langfristig erhöhter Personalbedarf zur Kontrolle der 
Einhaltung der Auflagen sowie der StVO; 
Verdrängunsverkehr; Parken auf umliegenden Straßen

50.000 50.000 50.000 50.000 200.000

Das Konzept zur  
Intensivierung der 
Parkraumbewirtschaftung 
wird derzeit im GB 9.2 
erarbeitet. In diesem 
Zusammenhang hat am 
26.08.2010 beim 
Dezernenten ein 
„Workshop“ stattgefunden, 
in dem u.a. wichtige 
Eckpunkte (Intention, 
Möglichkeiten zur 
Steigerung der Akzeptanz 
in Bürgerschaft und Politik, 
potentiell einzubeziehende 
Flächen, zeitliche Abfolge, 
mögliche Tarifstrukturen, 
benötigte Hardware, 
Unterhaltungsaufwand, 
personelle Konsequenzen 
besprochen wurden.) 
Sobald ein 
aussagekräftiges Konzept 
existiert, das auch den 
Ratsgremien vorzulegen ist, 
erfolgt entsprechende 
Mitteilung.  

in Arbeit unverändert zum 15.09.2010 in Arbeit

80

Baulandentwicklung nur bei 
mindestens kostendeckenden 
Entwicklungskosten (Planung, 
Erschließung, Folgekosten) 

 1.09.01 II Bo 6 Ziel = kostendeckend; 
Dominoeffekt durch Bevölkerungszuwachs bzw. 
Verhindern v. Abwanderung; unterstützt Auslastung 
vorh. Infrastruktur

Sukzessive Prüfung der 
potentiellen 
Entwicklungsflächen auf 
Eignung.

in Arbeit Sukzessive Prüfung der potentiellen Entwicklungsflächen auf Eignung. in Arbeit

81

Generierung von Einnahmen 
durch konsequentes 
Bodenmanagement und 
Folgekostenverträge

 1.01.15 II Bo 6

In Wert setzen v. städt. Liegenschaften:                                       
Hersel Bayerstr. 1. BA 200.000 € ;Bornheim Sechtemer Weg 
470.000,- € ; Hersel Erftstr./Siegstr.: 555.000,- € Beitrag 
Sportplatz / Heim neu; Bornheim Kallenberg 220.000,- €

200.000 470.000 555.000 220.000 1.445.000
Beginn der 
Vermarktungsaktivitäten 
Bayerstrasse, Hersel

in Arbeit Vermarktungsaktivitäten Bayerstrasse Hersel laufen. in Arbeit

82
Schulentwicklung der 
demographischen Entwicklung 
anpassen

 1.03 III 4 6
Anpassung erfolgt im Rahmen 
der Schulentwicklungsplanung.

in Arbeit Anpassung erfolgt kontinuierlich im Rahmen der jährlichen Schulentwicklungsplanung. erledigt

in Arbeit45.000

Das Konzept wird z. Zt. 
erarbeitet und dem VPLA zur 
Kenntnisnahme und 
Entscheidung vorgelegt. Erste 
konzeptionelle Überlegungen 
des Vertragspartners RWE 
Rheinland Westfalen Netz AG 
gehen von zwei möglichen 
Varianten aus. Variante I: 
Totalabschaltung (ca. 85% der 
Leuchtstellen) in der 2. 
Nachthäfte bis auf die 
Gefahrpunktausleuchtungen. 
Einsparpotential rechnerisch 
ca. 82.000€/a nach 
Umsetzung. Erforderliche 
Investition einmalig ca.  
107.000 €. Variante II: variable 
Halbnachtschaltung (ca. 40% 
der Leuchtstellen) in der 2. 
Nachthälfte bis auf die 
Gefahrpunktausleuchtungen. 
Einsparpotential rechnerisch 
ca. 39.000€/a nach 
Umsetzung. Erforderliche 
Investition einmalig ca. 107.000 
€. Hinweis RWE: Das 
Rückgängigmachen einer der 
o. a. Varianten verursacht 
erhebliche Kosten vergleichbar 
der Investition zur Einrichtung. 
Die ggf. zu ändernden Ansätze 
werden bei den HHPlan-
Anmeldungen 2011ff. 
entsprechend korrigiert. 

in Arbeit

Das Konzept ist z. Zt. in der konkreten, fachlichen Abstimmung zwischen Stadt- RWE und Rheinenergie. Erforderliche Investition bei Umsetzung des Gesamtkonzeptes 
einmalig ca.  107.000 €. Ertrag durch Stromeinsparung in der Halbnachtabschaltung ca. 39.000 Euro/a auf der Basis der derzeitigen Energiepreise. Alternativ wird zur Zeit 
eine Variante III erarbeitet, die eine exemplarische Umsetzung in sog. Versuchsgebeiten in Bornheim, Waldorf, Walberberg, Sechtem, Hemmerich, Roisdorf und 
Bornheim(Botzdorf) vorsieht. Die erforderlichen Investitionskosten sowie die sich aus den Modifizierungen ergebenden Energiekosteneinsparungen liegen z. Zt. noch 
nicht vor, bewegen sich aber in dem (links) angegebenen Kosten- bzw. Ertragsrahmen. 

74

Verminderung CO2-Emision
Erhöhtes Risiko in der Verkehrssicherheit; 
Auswirkungen auf das subjektive Sicherheitsempfinden 
der Bürger/innen ggf. fehlende Akzeptanz

-15.000 15.000 15.000 15.000 15.000

Das Konzept fortschreiben/aktualisieren, (Teilaspekte einer möglichen Nachtabschaltung beinhalten)  und es dann zur Entscheidung 
vorzulegen. Keine generelle Nachtabschaltung

5 / 7



Stand: 17.11.2010

L
fd

. N
r.

Konsolidierungsvorschlag

P
ro

d
u

k
tg

ru
p

p
e

D
e

z
e

rn
a

t

F
B

  (fe
d

e
rfü

h
re

n
d

)

F
B

  (b
e

te
ilig

t)

k
u

rz
fris

tig

m
itte

lfris
tig

la
n

g
fris

tig

Erläuterung zu Vorschlag 
positive /negative Auswirkungen

2010 2011 2012 2013 2014

2015 und 

Folgejahre 

jeweils

Summe

2010 - 2015 ff.
Sachstand FB 15.09.2010 Auswertung FB 2  15.09.2010  Sachstand FB 15.11.2010 Auswertung FB 2  15.11.2010  

(ohne finanz. Aspekte)

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22

Umsetzungsstand StatusberichteFinanzielle Auswirkungen auf Haushaltskonsolidierung
Konsolidierungsliste  -konsumtiv-  Umsetzbarkeit (ja)

Hohe Anforderungen an die 
Begründung von Flächenbedarf 
und einheitliche Maßstäbe 
vorgeben. S. auch Hinweise 
des GPA zu 
Lebenszykluskostenberechnun
gen und Flächenmanagement

 1.01.15 III 4 6 x

Vermeidung von Investitionen zur Befriedigung von Bedarf, der 
im Verhältnis zur Lebensdauer v. Gebäuden (GND 80 Jahre) nur 
für einen kurzen Zeitraum besteht. Einsparung der Investitions- 
und der Betriebskosten ab 2014, Bedarf für 
Turnhallenerweiterung muss geprüft werden

87
25 % Beitrag für 
Geschwisterkinder 
in Kita und OGS

1.06.01
1.03.01
1.03.05

III 4 x
In noch nicht rechtskräftigen Urteilen sind 
Nothaushaltskommunen verpflichtet, mindestens 25 % 
Geschwisterbeiträge zu erheben

höhere Belastung und massive Beschwerden der 
Bürger/innen, Rückgang der Inanspruchnahme 
insbesondere bei benachteiligten Kindern, Höherer 
Aufwand bei der Erhebung der Beiträge, der 
zusätzliches Personal erfordert. Ausgewiesene 
Einsparung daher verringert um 20.000 Euro 
Personalkosten 

70.000 140.000 140.000 140.000 140.000 630.000
Satzungsänderungen werden 
zur Zeit erarbeitet.

in Arbeit Beschluss für Ratssitzung 09.12.2010 vorgesehen. in Arbeit

88
Anhebung der 
OGS-Gebühren

 1.03.01
1.03.05

III 4 x Gebührenerhöhung bei mittleren und höheren Einkommen stärkere finanzielle Belastung für Familien 10.000 20.000 20.000 20.000 20.000 90.000
Satzungsänderungen werden 
zur Zeit erarbeitet.

in Arbeit Beschluss für Ratssitzung 09.12.2010 vorgesehen. in Arbeit

Erhöhung Elternbeiträge   1.06.01 III 4

Erstellung einer neuen Beitragstabelle, die Einnahmen in Höhe 
von 19 % sicherstellt, notwendig. Kein Konsolidierungsbeitrag, 
da die 19 % bereits im Haushalt ausgewiesen sind

Essensbeiträge KITAs 
pauschalieren

 1.06.01 III 4 x
bisher wird jedes Essen mit hohem Personalaufwand in Kita und 
Verwaltung einzeln abgerechnet. Einsparpotential schwierig 
darzustellen.

Vermeidung von Beschwerden über verzögerte 
Abrechnung des Verpflegungsgeldes.
Reduzierung der Vorfinanzierungszeit und des damit 
verbundenen Zinsaufwandes.
Einsparung Personalaufwand
Beschwerden der Eltern, da auch für nicht in Anspruch 
genommene Verpflegung zu zahlen ist.

92
Jahresbeihilfe offene 
Jugendarbeit streichen

 1.06.02 III 4 x
Die freien Träger haben, bis auf den Stadtjugendring, bei den 
letzten Haushaltsberatungen bereits Bereitschaft zum Verzicht 
erklärt. 

2.100 2.100 2.100 2.100 2.100 2.100 12.600

Der Vorschlag wurde 
einstimmig abgelehnt und ist 
daher nach Auffassung des FB 
zu streichen.

93
teilweise Streichung Zuschüsse 
"offene Tür"

 1.06.02 III 4 18.250 18.250 18.250 18.250 18.250 91.250
Konzept (siehe Beschluß) wird 
dem JHA in der nächsten 
Sitzung vorgelegt.

in Arbeit Konzept im JHA 07.12.2010. in Arbeit

Reduzierung Zuschüsse 
Ferienfreizeiten 

 1.06.02 III 4 x Reduzierung um 25 % in Arbeit

96
Verzicht auf geplante "OT 
Sechtem"

 1.06.02 III 4 x
Alternative: Erarbeitung eines Konzeptes, mit dem Ziel durch 
Kooperation Streetwork, Jugendbus und ev. Kirche Hersel ein 
zusätzliches Angebot am Wochenende zu schaffen

Alternative kann sich flexibler auf Bedarf einstellen  45.000 45.000 45.000 45.000 45.000 225.000
Konzept (siehe Beschluß) wird 
dem JHA in der nächsten 
Sitzung vorgelegt.

in Arbeit Konzept im JHA 07.12.2010. in Arbeit

97
Verzicht auf Ausbau 
Stadtteilbüro (Plan 2012)

 1.06.02 III 4 x
dem steigenden Beratungsbedarf kann nicht Rechnung 
getragen werden

25.000 25.000 25.000 75.000 Vorschlag wurde umgesetzt. erledigt erledigt

Schließung "Cafe Carlson"  1.06.02 III 4

Reduzierung Spielplätze
1.06.02
1.01.14

III 4
6/SB

B
X

Die Auswahl erfolgt nach Nutzungspotentialen
s. auch lfd. Nr. 120

101
kostengünstigere Durchführung 
der Erziehungsberatung

 1.06.03 III 4 x Kooperation mit anderen Kommunen 20.000 20.000 20.000 20.000 20.000 100.000

Nach Beschluß JHA, mit dem 
RSK Vertrag über EB 
abzuschließen, keine 
Konsolidierung. Ansätze 
erhöhen sich um 30.000 Euro 
(Meldung an FB 2 am 
16.06.2010)

???

104
VHS Gebührenerhöhung vom 
2. Semester 2010, 
gestaffelt bis 1. Sem. 2012

 1.04.02 III 10 geschätzte Mehreinnahmen 2010: 2.500 €,  2011: 10.500 €, Teilnahmerückgang
Die Gebührensatzung wurde 
zum 2. Semester 2010 
geändert.

erledigt erledigt

106
Reduzierung der Druckauflage 
des Programmheftes

 1.04.02 III 10

Vermeidung geschätzter Mehrausfwand von ca. 900 € 
(Steigerung Druck- und Papierkosten) jährlich bereits 
veranschlagt; die Auflage wurde von 11.000 auf 9.200 
Exemplare reduziert

Die Auflage wurde in 2010 von 
11.000 auf 9.200 Exemplare 
redurziert.

erledigt erledigt

Bücherei: Schließung, 
Zusammenlegung, 

Reduzierung, 
Aufgabenübertragung  

 1.04.03 III 10 4 X

Zusammenlegung Schulbücherei/Mediothek AvH-Gymnasium 
mit Stadtbücherei: im AvH vorhandene Fläche nicht ausreichend 
für beide - unterschiedlichen - Bestände.   => Neubau 
erforderlich oder sehr starke Reduzierung des 
Medienbestandes, Mietvertrag Bücherei läuft bis Sommer 2014 
(kein Sonderkündigungsrecht),  Software nicht einheitlich 
angewendet. Synergieeffekt Personal  möglich

Zunahme von Schülern als Leser

109

Bücherei: Schließung, 
Zusammenlegung, 
Reduzierung, 

Aufgabenübertragung  
(Öffnungszeiten)

 1.04.03 III 10 1 X

rechnerisch: 1 Öffnungsstunde ≈ 4,72  Personalstunden, 20 
Öffnungsstunden für Anerkennung Land erforderlich.
Reduzierung durch Umsetzung (keine Auswirkung auf 

GesamtHH) oder freiwilligen Verzicht auf Stundendeputat. 
Auswirkungen abhängig von Ausleihzahlen, ggf. Reduzierung 
(Kooperations-)Veranstaltungen zur Leseförderung, Integration, 
Seniorenarbeit etc.
Berechnung: Reduzierung um 4 Öffnungsstunden

Einschränkung Bürgerservice 10.300 20.500 20.500 20.500 20.500 20.500 112.800 offen Auftrag des Rates, die Ziffern 108 - 111 zu prüfen und ein Konzept vorzulegen, ist derzeit in Bearbeitung. Vorlage zur Sitzung des SKA am 2.2.2011 geplant. in Arbeit

110

Bücherei: Schließung, 
Zusammenlegung, 
Reduzierung, 

Aufgabenübertragung   
(Personal)

 1.04.03 III 10 1 x
Personaleinsparung = Verringerung der Öffnungszeiten bzw. der 
Serviceangebote 

Einschränkung Bürgerservice 10.300 20.500 20.500 20.500 20.500 20.500 112.800 offen Auftrag des Rates, die Ziffern 108 - 111 zu prüfen und ein Konzept vorzulegen, ist derzeit in Bearbeitung. Vorlage zur Sitzung des SKA am 2.2.2011 geplant. in Arbeit

111

Öffnungszeiten der 
kommunalen Büchereien 
stärker an der Nachfrage 
ausrichten.

 1.04.03 III 10

Ohne Verändung des Aufwands Gewinn neuer Leser/innen und 
Merheinnahme Gebühren möglich. Nicht kalkulierbar.

neue Leser/innen

offen Auftrag des Rates, die Ziffern 108 - 111 zu prüfen und ein Konzept vorzulegen, ist derzeit in Bearbeitung. Vorlage zur Sitzung des SKA am 2.2.2011 geplant. in Arbeit

offen Auftrag des Rates, die Ziffern 108 - 111 zu prüfen und ein Konzept vorzulegen, ist derzeit in Bearbeitung. Vorlage zur Sitzung des SKA am 2.2.2011 geplant. in Arbeit

in Arbeit

in Arbeit

in Arbeit Das Konzept wird derzeit erarbeitet. in Arbeit

43.000 43.000 86.000

100

Umwandlung in Grünflächen 
wird z. Zt. geprüft (Achtung: 
nach Beschluss des Rates 
reduzierte Einsparung!).

in Arbeit Künftiger Verwendungszweck der Flächen ist in  verwaltungsinterner Abstimmung. in Arbeit
-15.126                 
-9.829

Konzept (siehe Beschluß) wird 
dem JHA in der nächsten 
Sitzung vorgelegt.

in Arbeit Konzept im JHA 07.12.2010.237.125

21.874                           
12.171

21.874                           
12.171

21.874                           
12.171

21.874                           
12.171

58.513

98 47.425 47.425 47.425 47.425 47.425

13.750 68.750
Umsetzung ist in Vorbereitung. 
Träger sind bereits informiert 
worden.

Richtlinienänderung im JHA 07.12.2010.94 Fortbestand der Ferienfreizeiten ist gefährdet  13.750 13.750 13.750 13.750

Die Konzepterarbeitung erfolgt 
ab Oktober 2010.

90

89

Verständigung zwischen FB 4 
und FB 6 erforderlich.

offen Vorschläge betreffen Gebäudemanagement und Turnhallen. Zuständigkeit liegt bei FB 6. offen83

Eine Folgekostenberechnung für das Projekt lieg noch 
nicht vor. Die Betriebskosten bei Schulen mit TH 
betragen in Bornheim im Schnitt  je m²/BGF ca. 33 € / 
a. Ohne Berücksichtigung des Erhaltungsaufwands, 
der Verwaltungskosten und der Abschreibung ergibt 
sich bei einer BGF v. 800 m² eine Belastung von rd. 
26.000 €/ a.  Investitions- u. Folgekosten könnten 
eingespart werden, wenn der Bedarf weiter im Bestand 
gedeckt wird.
Bedarfsfrage muss vor einer Entscheidung geklärt 
werden.

300.000 700.000 900.000 26.000 26.000 1.952.000

108

 Kein Abbau Spielplatz an der Wolfsburg, in der Weiherstraße, Kinderzahlen prüfen und Abbau zurückstellen, bis neu geplanter 
Spielplatz in Me 02 fertig gestellt ist.

Sanierung der alten Turnhalle Wallraffstr. mit KPII-Mitteln, nur in dem Maße, dass sie nutzbar bleibt! Entscheidung über die TH-Einheit 
in Zusammenhang mit der LVR-Schule wird vorerst zurückgestellt (Bedarf muss abschließend und belastbar geklärt werden - 10. 
Halleneinheit wird im Haushalt trotz zurückgehender Schülerzahlen nach wie vor gefordert).
Einrichtung Sperrvermerk Projekt 5.000259 Europaschule TH Neubau

Der Bürgermeister wird beauftragt, mit Blick auf den demographischen Wandel die Schul- und Kindergartenentwicklungsplanung ( u.a. 
Stichwort: Sozialraum) längerfristig orientert am Flächennutzungsplan auszulegen. Die Perspektive der Rösberger Schule, wie aller 
Schulstandorte im Stadtgebiet muss unter Berücksichtigung der Schülerzahlentwicklung entwickelt werden.

Alle für eine Neukonzeption der Bücherei aufgezeigten Alternativen werden überprüft; derzeit wird die Realisierung von Vorschlag 108 priorisiert

Für das Hj. 2010 sollen keine Reduzierungen vorgenommen werden.
Die Verwaltung wird beauftragt, mit den freien Trägern eine Neukonzeption der offenen Jugendarbeit in städt. und freier Trägerschaft 
unter Berücksichtigung ggf. neuer Angebote in Sechtem zu entwickeln, das die Maßnahmen 93, 96, 97 und 98 dieser Liste erfasst und 
ggf. einen Konsolidierungsbeitrag beinhaltet.

Die Verwaltung wird beauftragt, verschiedene Modelle zur Beitragsstaffelung vorzulegen und zu prüfen, ob eine Ansenkung der 
Geschwisterkindermäßigung zur Erreichung der 19 % Einnahmen durch Elternbeiträge dann noch notwendig ist.

Keine Reduzierung für das Hj. 2010 vorzunehmen und die Verwaltung wird beauftragt, die Antragsteller der letzten drei Jahre nach den 
Sommerferien über die beabsichtigte Änderung zu informieren.

Die Verwaltung wird beauftragt, das Modell nach Umsetzung dem JHA im Rahmen einer Mitteilung zur Kenntnis zu geben.
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Erläuterung zu Vorschlag 
positive /negative Auswirkungen

2010 2011 2012 2013 2014

2015 und 

Folgejahre 

jeweils

Summe

2010 - 2015 ff.
Sachstand FB 15.09.2010 Auswertung FB 2  15.09.2010  Sachstand FB 15.11.2010 Auswertung FB 2  15.11.2010  

(ohne finanz. Aspekte)

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22

Umsetzungsstand StatusberichteFinanzielle Auswirkungen auf Haushaltskonsolidierung
Konsolidierungsliste  -konsumtiv-  Umsetzbarkeit (ja)

112
Übertragung von Aufgaben an 
andere Träger (bzw. 
Verstärkung Kooperation)

 1.04.02 III 10 X

Kooperation bereits umgesetzt, z.B. Familienzentren, 
Kindertageseinrichtungen, FB 4, Malteser, Alanus-Hochschule.
Übertragung der Aufgaben an Kreis nach WbG möglich gegen 
Kostenerstattung, Übertragung an freie Träger nicht zulässig, 
Fusion mit anderen VHSen teurer

Bei Übertragung kaum Einfluss auf Leistung, Qualität 
und Kosten

Neue Kooperationspartner für 
die VHS werden sukzessive 
gesucht.

in Arbeit Ab 1. Semester 2011 neue Kooperation mit dem Familiencafé des LVR; weitere neue Kooperationspartner für die VHS werden sukzessive gesucht. in Arbeit

113

Erhöhung Benutzungsgebühr, 
Differenzierung der 
Jahresgebühren, Überprüfung 
der Höhe der Mahngebühren

 1.04.03 III 10 Erwartete Mehreinnahme: 1.800 € (bereits veranschlagt) Verlust von Lesern möglich

Die Änderung der 
Gebührensatzung erfolgte zum 
01.09.2010 (u.a. Erhöhung der 
Benutzungsgebühr und 
Neueinführung einer Gebühr für 
audiovisuelle Medien). 
Erhöhung der Mahngebühr 
geprüft, aber nicht umgesetzt, 
da bereits deutlich höher als bei 
umliegenden Büchereien.

erledigt erledigt

114

Verzicht auf Projektantrag 
„Älter und bunter – 
Neuorientierung ab 60 Plus.“ 
beim Land

 1.04.03 III 10
Projekte dienen Erschließung neuer Zielgruppen und 
Attraktivitätssteigerung 

keine Akquirierung von Drittmitteln

5.000 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000 30.000 Maßnahme wurde umgesetzt. erledigt erledigt

115

Die Neuausstattung mit 
Büchereiausweisen wird auf 
2011 verschoben. Die Kosten 
werden zur Hälfte gesponsert.

 1.04.03 III 10  Sponsoring, Ertrag: 600 € 600 600 Umsetzung erfolgt in 2011. offen Umsetzung erfolgt in 1. Jahreshälfte 2011. in Arbeit

116

Prüfung, inwieweit die 
vermehrte Nachfrage nach 
elektronischen Medien und 
Tonträgern bei der 
Gebührenfestsetzung 
berücksichtigt werden kann

 1.04.03 III 10 in Entwurf des neuen Gebührentarifs berücksichtigt
Im Gebührentarif der neuen 
Satzung umgesetzt.

erledigt erledigt

117

Anstelle einer Jahresgebühr 
einen Dauervertrag mit 
Kündigungsmöglichkeit 
anbieten. 

 1.04.03 III 10
Mit EDV-Unterstützung (Einzugsverfahren) realisierbar.
Vorteile sind Einsparung von Verwaltungsaufwand und bessere 
Planbarkeit der Einnahmen

Kundenbindung und  Einnahmekontinuität
EDV-Einsatz derzeit nicht 
möglich. Erneute Prüfung der 
Umsetzbarkeit in 2011.

offen Abwicklung über EDV-Einsatz derzeit nicht möglich. Manuelles Erfassen und Nachhalten zu aufwändig. Erneute Prüfung der Umsetzbarkeit in 2011. offen

118
Gebührenerhöhung Friedhof  
(kostendeckende Kalkulation)

SBB
S
B
B

X

Kein Einsparpotential, bei entsprechender Gebührenerhöhung 
(ca. 150,- / Bestattung) können aber die in der Bevölkerung 
gewünschten Investitionen (Friedhofswege etc.) durchgeführt 
werden.

Die geänderte 
Gebührensatzung tritt zum 
01.01.2011 in Kraft.

erledigt erledigt

119
Übertragung von Aufgaben an 
andere Träger (bzw. 
Verstärkung Kooperation)

SBB
S
B
B

X

Pflegekonzepte Friedhöfe: Bereits im Jahre 2008 wurde in 
Zusammenarbeit mit einer Garten- u. Landschaftsarchitektin ein 
Pflegekonzept für den Friedhof Waldorf entwickelt, wodurch eine 
Umstellung der erforderlichen Leistungen in eine pflegeleichtere, 
kostengünstigere Jahrespflege erfolgte. Das zu erwartende 
Einsparpotential beträgt jährlich ca. 20% der 
Unterhaltungskosten. Je nach Friedhof sind mit langfristigen 
Einsparungen von ca. 4.000 – 8.000 € pro Jahr zu rechnen.
Dient der Gebührenstabilisierung

Die geänderte 
Gebührensatzung tritt zum 
01.01.2011 in Kraft.

erledigt erledigt

Reduzierung Spielplätze III 4 SBB X

Neue Kinderspielplätze als „Generationenplätze“ ausgestalten. 
Bei gleich bleibendem Pflegeaufwand sind solche Plätze über 
einen wesentlich längeren Zeitraum hin nutzbar.
sa. auch lfd. Nr. 100

122
Verkauf Freilandfläche 
Schwimmbad

II 6 SBB X

Kein Einsparpotential, da die durchschnittlichen Einnahmen für 
die Freibadbesucher den Pflegeaufwand für die Wiese und die 
vorhandenen Aufbauten decken.
Einmalig ca. 1.500.000,- bei einem Verkauf der Flächen (ca. 
18.000 m²) zu Bebauungszwecken 

Vermarktungsaufwand, Aufwand für entsprechendes 
Planungsrecht

1.500.000 1.500.000
Bislang sind noch keine aktiven Verkaufsbemühungen erfolgt. Dazu müsste ein Entwicklungsziel für die Fläche formuliert u. evtl. sogar die baurechtlichen 
Voraussetzungen geschaffen werden. Außerdem ist das Ergebnis eines evtl. Bürgerbegehrens ab zu warten.

in Arbeit

Erhöhung Eintrittsgelder HFB SBB
S
B
B

X

Bei einer angenommen Gebührenerhöhung um 5 % bei den 
Schwimmtarifen (ohne Schulschwimmen) und um 15 % bei den 
Saunatarifen würde dies zu Mehreinnahmen (bzw. einer 
Reduzierung der Verlustzuweisung) von  51.000,- /Jahr führen
Kostendeckend wären (bei konstanter Besucherzahl) Preise 

für

Schulschwimmen: 4,30 € (statt 1,80 €)
Schwimmen: 8,72 € (statt 3,90 €)
Sauna: 13,58 € (statt 10,20 €)

Erhöhung Kosten Schulschwimmen 25.000 51.000 51.000 51.000 51.000 51.000 280.000
Die geänderte 
Gebührensatzung ist zum 
01.09.2010 in Kraft getreten.

erledigt erledigt

125

Senkung Energie,- Ver- und 
Entsorgungskosten durch 
Optimierung der Infrastruktur 
und Beeinflussung des 
Nutzerverhaltens

SBB
S
B
B

X

Nach Installation des BHKW voraussichtlich im April 2010 mit 
der vereinbarten Wärmelieferung sollen für weitere 
Energiesparmaßnahmen (z.B. Luftwärmetauscher etc.) private 
Investoren gesucht werden. Summenmäßig derzeit nicht 
bezifferbar.

10.000 10.000 10.000 10.000 40.000

Das BHKW ist im Mai 2010 in 
Betrieb genommen worden. 
Weitere Untersuchungen 
hinsichtlich technisch 
erzielbarer 
Verbrauchsreduzierungen 
erfolgen im Laufe des Jahres 
2011.

in Arbeit Weitere Untersuchungen hinsichtlich technisch erzielbarer Verbrauchsreduzierungen erfolgen im Laufe des Jahres 2011 (Mitarbeiterwechsel zum 15.11.10) in Arbeit

126
Überprüfung der Standards 
Grünflächenpflege mit dem Ziel 
der Reduzierung

II 6 SBB X

Mit dem vorhandenen Personal können die Anforderungen 
bereits jetzt nicht leistungsgerecht erfüllt werden, weitere 
Personalreduzierungen sind nur bei deutlicher Reduzierung des 
Leistungsumfanges möglich. 

Reduzierung des 
Leistungsumfangs in der 
Grünflächenpflege setzt 
Reduzierung der zu pflegenden 
Flächen voraus. Hierzu müssen 
Vorgaben durch den FB 6 
erfolgen.

in Arbeit
Mit dem SBB ist vereinbart worden, dass die Grünflächen vorrangig unter Verkehrssicherungsgesichtspunkten zu pflegen sind. Eine Reduzierung des Leistungsumfangs in 
der Grünflächenpflege wäre möglich, wenn Plfegemaßnahmen über die Verkehrssicherungspflicht hinaus durchgeführt werden.  Hierzu müssen Angaben durch den SBB 
erfolgen. Eine Reduzierung der zu pflegenden Flächen kann nur punkutell und sukzessive, ohne kurzfristige Entlastungswirkung verfolgt werden. 

in Arbeit

Summe 1.546.520 4.528.935 3.848.835 4.012.075 2.848.575 2.659.575 19.403.028

erledigt

124

Es werden konkrete 
Vorschläge des FB 4 erwartet.

in Arbeit
Bei Anschaffung neuer Spielgeräte auf Spielplätzen wird grundsätzlich geprüft, ob eine Nutzung durch Erwachsene sinnvoll ist. Die entsprechenden Geräte sind jedoch 
meist so teuer, dass die geringen Haushaltsmittel nicht zur Anschaffung ausreichen. Dies ist ein kontinuierlicher Prozess.

120

Die Verlustabdeckung im Haushalt weicht vom Wirtschaftsplan der SBB ab. Im SBB werden Abschreibungen auf Gebäude 
ausgewiesen, obwohl das Gebäude lediglich von der Stadt geleast ist. Die Defizitabdeckung des Hallenfreizeitbades wird (unter 
Nichtberücksichtigung der Leasingrate) auf einen Betrag in Höhe von max. 800.000,00  € in 2010 und 750.000,00 € in 2011 abgesenkt. 
Die im Haushalt bei den einzelnen Schulformen bereits erfassten Erhöhungen (insg. ca. 82.000 €) beim Schulschwimmen sind 
entsprechend einer vorzunehmenden Gebührenneukalkulation anzupassen/zu reduzieren. (s. Vorlage Verwaltungsrat SBB 13.07.2010)

Kein Abbau Spielplatz an der Wolfsburg, in der Weiherstraße , Kinderzahlen prüfen und Abbau zurückstellen, bis neu geplanter 
Spielplatz in Me 02 fertig gestellt ist.
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